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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Thomas Huber, Prof. Dr. Winfried Bausback, Martina Gießübel, 
Josef Heisl, Melanie Huml, Andreas Jäckel, Helmut Schnotz und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Martin Scharf, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike 
Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, 
Markus Saller, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, 
Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zur Änderung des Bayerischen 
Maßregelvollzugsgesetzes und weiterer Rechtsvorschriften 
(Drs. 19/7191) 

Der Landtag wolle beschließen: 

Dem § 1 wird folgende Nr. 4 angefügt:  

‚4. Art. 53 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) 1Jeder Träger erhält für die notwendigen Kosten einen Gesamtbetrag für 
einen zukünftigen Zeitraum (Budget) oder eine Einzelkostenerstattung. 2Die Fach-
aufsichtsbehörde kann durch Vereinbarung mit den Trägern die Einzelheiten der 
Budgetierung festlegen. 3Das Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfahrens der Kos-
tenerstattung nach Satz 1 zu regeln, einschließlich der Festlegung des Budgets für 
den Fall des Nicht-Zustandekommens einer Vereinbarung nach Satz 2.“‘ 

 

 

Begründung: 

Die Regelung zur Kostenerstattung wird systematisch klarer gefasst. Der Abschluss ei-
ner Vereinbarung mit dem Träger obliegt der Fachaufsicht. Der Erlass einer Rechtsver-
ordnung, deren Regelungen anzuwenden sind, wenn keine Vereinbarung zustande 
kommt, soll demgegenüber dem Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales vor-
behalten sein. Das gewährleistet, dass die Stelle, die über den Abschluss einer Verein-
barung verhandelt, nicht selbst für den Erlass einer einseitigen Ersatzregelung zustän-
dig ist. 
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